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G8-Treffen 

Auch der Liebesvirus schuf leider noch keine Cyberpolizei   

www.bmj.bund.de Unerwartete Aktualität erlangte das Pariser G8-Treffen zum Thema Cybercrime Mitte Mai: Nur wenige Tage vorher hatte der ILoveYou-Virus weltweit Computersysteme lahm gelegt. Doch trotz der augenscheinlichen Dringlichkeit, globale Lösungen gegen die Internetkriminalität zu finden, endete die dreitägige Konferenz ohne greifbare Ergebnisse. Die Erwartungen im Vorfeld waren ohnehin nicht allzu hoch: „Es ging darum, ein Vertrauensverhältnis zwischen den Regierungen und der IT-Wirtschaft zu schaffen, Positionen zu beschreiben und abzuwägen, was wir überhaupt wollen“, sagt Jürgen Schmid-Twertmann, Teilnehmer aus dem Bundesjustizministerium. „Immerhin war dies der erste offizielle Dialog zwischen den wichtigsten Regierungen der Welt und der Internetwirtschaft.“ Diskussionsbedarf gab es reichlich. Zwar waren sich die Staatsabgesandten einig, dass sie sich eine technische und rechtliche Zusammenarbeit vorstellen können. Doch wie die konkret aussehen soll, weiß bislang niemand. 

So schieden sich die Geister etwa beim Thema Cyberpolizei: Während sich die USA und Russland für eine grenzüberschreitende, weltweit agierende Interneteingreiftruppe aussprachen, stieß die Idee bei den Franzosen auf schroffe Ablehnung. Man wolle sich nicht die nationalen Kompentenzen streitig machen lassen, sagte Frankreichs Innenminister Jean- Pierre Chevenement. „Das ist das Problem“, glaubt auch Schmid- Twertmann.„Wir müssen erst einmal Straftatbestände definieren und herausfinden, wie die unterschiedlichen Strafrechtssysteme dann zusammengeführt werden können – zumal niemand weiß, von welchem Land aus die Straftäter agieren.“ 

Auch die Forderung der USA und Großbritanniens, alle Daten von Internet-Usern zu sammeln, um Kriminelle besser zurückverfolgen zu können, sorgte für Unmut: Die deutsche Seite etwa fürchtet um die Einhaltung ihrer Datenschutzbestimmungen. Gleichzeitig versuchte die Webwirtschaft erfolgreich, sich gegen jede Art staatlichen Einflusses zu wehren. Es sei „lächerlich und unsinnig“, das Internet von staatlicher Seite regulieren zu wollen. Statt neue Verordnungen zu erlassen, sollten erst bestehende Gesetze umgesetzt werden. Die Erkenntnisse aus diesem „Aufwärmtreffen“ werden die Regierungsvertreter als Empfehlungen ihren Regierungen zum nächsten G8-Gipfeltreffen mitgeben. Das wird im Juli im japanischen Okinawa stattfinden. Niels Kruse   

